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werden entstehen, wofür der
Kreml beiden Staaten jeweils
150 Millionen Dollar zur Ver-
fügung stellen wird. Der Kreml
bereitet „Durchbruchinitiati-
ven” vor, erklärte jedoch, daß
der heutige georgische Präsi-
dent als Verhandlungspartner
nicht in Frage komme.

Rußland schlug die Infor-
mationsangriffe des Westens
zurück. Die Aufklärungsarbeit
wurde erstmals nicht nur den
Politologen und Journalisten,
die auf das Völkerrecht spezia-
lisiert sind, überlassen. Der Prä-
sident, der Ministerpräsident
und der Außenminister spiel-
ten die erste Geige. Sie waren
in den führenden Fernsehsen-
dern der Welt zu hören, ihre
Interviews und Ansprachen
wurden in den Printmedien
veröffentlicht. 

Die US-„Falken" schliefen
nicht, sie versuchten, aus Ruß-
land, das in den Konflikt mit
Georgien eintrat, den Feind zu
machen. Die „Diplomatie der
Kanonenboote” ist wieder in
Mode. Russische Analysten sind
einhellig der Meinung, daß
George Bush und seine Mit-
streiter genau das brauchten,
um die Übergabe der Macht
erfolgreich abzuschließen. Das
ist sehr aktuell: Irak und Af-
ghanistan sind schon alte, un-

populäre Kriege. Es fällt leicht,
Rußland als einen Feind dar-
zustellen, um so mehr, als man
ihn nicht bekriegen muß. Die
von der Propagandamaschi-
nerie vorbereiteten Wähler
um diesen Popanz zusammen-
zuscharen, ist jedoch möglich.

Denke ich an die Tragödie
in Zchinwali, blutet mein Herz.
Weil ich viele treue, aufrichti-
ge Freunde in Georgien habe,
die auf die billigen Halbwahr-
heiten oder Lügen nicht her-
einfallen werden. Was denken
sie über die Wahl meiner poli-
tischen Führung, was denken
sie über die Grausamkeit, die
jene Menschen traf, die viele
von ihnen als Brüder bezeich-
nen.

Giwi, Suliko, Wascha, Temo
… ich glaube, daß weder ihnen
noch mir selbst im schreck-
lichsten Alptraum erscheinen
konnte, daß unsere Militärs
aufeinander schießen und rus-
sische Friedensstifter von ge-
orgischen Partnern verraten
würden. „Die Beleidigung der
Menschlichkeit”, nannte An-
fang August der Kommissar
des Europarlaments für Men-
schenrechte Thomas Hammar-
berg diese Ereignisse. „Wenn
die Panzer Kinder beschießen
– das ist nicht die männliche
Würde des Kriegers, der im

Kaukasus groß geworden ist,
sondern seine Schande.” Das
sind die Worte des Chefdiri-
genten des London Symphony
Orchestra und des Mariinski
Opernhauses in Sankt-Peters-
burg Valeri Gergijew, der selbst
Ossete ist. Er sagte seine Kon-
zerte in Schottland ab, um
nach Zchinwali zu eilen und
für die ganze Welt ein Konzert
zu geben. Vor der Kulisse klaf-
fender Löcher in den Wohn-
häusern und brennender Ker-
zen im Gedenken an die Getö-
teten erklang die Musik
Schostakowitschs und Tschai-
kowskis.

Ich kann nicht verstehen,
daß die verantwortungsvollen
Politiker Georgiens ihrem Prä-
sidenten grünes Licht geben
konnten, den Krieg zu entfes-
seln und den Boden, den sie als
ihren eigenen bezeichnen, von
„Fremdländern zu reinigen”,
das Blut friedlicher Bürger zu
vergießen.

Wer sind die Dämonen, die
die Herzen Tausender frei-
heitsliebender und gastfreund-
licher Menschen mit dem Gift
des Hasses vergiftet, goldene
Seiten der Freundschaft der
letzten vierhundert Jahre in
den Schmutz getreten haben.

Beinahe eine Million Men-
schen aus Georgien haben in

Rußland ihre zweite Heimat
gefunden. Sie arbeiten hier,
um ihre Familien zu ernähren.
Ich halte es für eine Verlet-
zung der Menschenrechte,
wenn für sie die Visaausstel-
lung für den Besuch der Hei-
mat erschwert ist, wenn sie ihr
durch schwere Arbeit verdien-
tes Geld nicht nach Georgien
überweisen können, wenn der
Flugzeugverkehr unterbrochen
ist. All dies zeugt von der Un-
fähigkeit der Politiker, die
nicht gewillt sind, sich an den
Verhandlungstisch zu setzen
und zu einer Einigung zu kom-
men.

Man sagt, daß jeder Krieg
mit dem Frieden endet. Wie
sehr möchte man, daß das Ge-
witter bald vorbei ist, daß die
Spannung geht, die Menschen
wieder ruhig leben, die Solda-
ten die Waffen strecken und
der heiße Sommer 2008 zu
keinem kalten Winter wird!

Wladimir Miljutenko, 
Publizist, Moskau

Wostok-Spezial - Nach dem Krieg im Kaukasus

D ie Rosenrevolution im
November 2003 war
Ergebnis des Strebens

des georgischen Volkes nach
Entwicklung einer demokrati-
schen Gesellschaft, der Ver-
besserung der Menschen-
rechtssituation, der Reduzie-
rung der Korruption, dem Auf-
bau der einheimischen Wirt-
schaft und der qualitativen
Verbesserung der Lebensbe-

dingungen für die Mehrheits-
bevölkerung. Es ist keine
Überraschung, daß die „Revo-
lution” und ihre Helden, ange-
führt von Michail Saakaschwi-
li, von der US-Regierung, der
Führung der EU und den Re-
gierungen ihrer Mitgliedstaa-
ten sowie der ganzen zivilisier-
ten Welt unterstützt wurden.

Doch bereits nach zwei
Jahren war die natürliche Eu-

phorie, von der die Revolution
im In- und Ausland begleitet
war, nach und nach ent-
schwunden. Die Euphorie wich
der Ernüchterung, die zu einer
eindeutig realistischeren Be-
wertung der Ergebnisse der
postrevolutionären Wandlun-
gen führte. Zu betonen ist,
daß die Ernüchterung nach
der „revolutionären Trunken-
heit” in Georgien schneller
einsetzte als im Ausland, was
auch verständlich ist. Denn die
georgischen Bürger haben alle
„Freuden” der Revolution am
eigenen Leib erfahren, während
die internationalen Freunde
des Landes sehr oft nicht un-
terscheiden konnten zwischen
dem, was sie sich wünschen,
das passierte, und dem, was
tatsächlich passierte.

Das nachrevolutionäre po-
litische Regime in Georgien

war von Anfang an eine Mi-
schung aus demokratischen
und autoritaristischen Elemen-
ten. Ein solch hybrides Regime
ist nichts grundlegend Neues,
galt allerdings bis dahin als
charakteristisch für alle jene
postkommunistischen Staa-
ten, die eine „bunte” Revoluti-
on vermeiden konnten.

Während die Niederschla-
gung der friedlichen Demon-
strationen und Proteste in Tbi-
lissi im November 2007 für viel
zu viele westliche Politiker
und Experten unerwartet kam,
waren diese Ereignisse für ge-
orgische Analysten mehr oder
weniger vorhersehbar. Es war
im Prinzip einfach, vorauszu-
sehen, daß das offizielle Tbilis-
si dem Rest der Welt früher
oder später sein wahres Ge-
sicht zeigen würde. Denn die
Unterdrückung der Proteste,

Georgien zwischen 

Rosenrevolution und

russischer Aggression

Vladimer Papava
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die Schließung der oppositio-
nellen Fernsehsender und die
Erklärung des Ausnahmezu-
standes waren nur Höhepunk-
te dessen, was nach der Revo-
lution passierte. Doch die Fra-
ge bleibt, warum die Ereignis-
se im November 2007 so über-
raschend für den Westen ka-
men.

Seit der russischen Aggres-
sion ist Georgien in einer ex-
trem komplizierten Situation.
Für ein besseres Verständnis
der Probleme und Herausfor-
derungen, denen sich das Land
gegenübersieht, ist es nütz-
lich, die postrevolutionären
Schlüsseltendenzen in Erinne-
rung zu rufen.

Die Herausforderungen
für die Regierung und die
Machtkonzentration

Der Anfang von allem liegt
darin, daß Georgiens junge
(auch dem Alter nach) und in
vielerlei Hinsicht unerfahrene
Regierung von der Scheward-
nadseadministration zahlreiche
ungelöste Probleme geerbt
hatte. Zwei seien vor allem ge-
nannt: erstens die Energiekri-
se, einmal mehr würde Geor-
gien im Winter ohne Strom
und Wärmeenergie überleben
müssen. Zweitens die Haus-
haltskrise, die Regierung war
aufgrund der Unfähigkeit und
des Unwillens der Vorgänger-
regierung, die Steuer einzu-
treiben, mit immensen Ren-

ten- und Lohnschulden in den
staatlich finanzierten Berei-
chen konfrontiert.

Viele andere Probleme wa-
ren vor allem bedingt durch
die ausufernde Korruption. So
erwies sich als eine Schlüssel-
aufgabe für die neue Regie-
rung gerade der Kampf gegen
die Korruption. Gleichzeitig war
die Regierung, die auf revolu-
tionärem Wege an die Macht
gekommen war, gezwungen,
die Machtvertikale zu stärken
und die Elemente des dezen-
tralen Regierungssystems zu
beseitigen. Dies rechtfertigte
sie mit der Notwendigkeit, die
territoriale Integrität des Lan-
des wiederherzustellen.

Seit seinem Machtantritt
verfolgte Saakaschwili das
Ziel, die Macht stärker in der
Hand des Präsidenten zu kon-
zentrieren. Zu diesem Zwecke
wurden bereits im Februar
2004 – einen Monat nach der
Präsidentschaftswahl - Ände-
rungen und Ergänzungen an
der Verfassung vorgenommen.
Damals erhielt der Präsident
die Vollmacht, die Regierung zu
entlassen oder das Parlament
aufzulösen und vorgezogene
Neuwahlen anzusetzen, im Fal-
le daß Regierung und Parla-
ment in einem unauflösbaren
Konflikt stünden. Die natürli-
che Konsequenz dieser Verfas-
sungsänderung war, daß das
Parlament nun noch loyaler
nicht nur gegenüber dem Prä-
sidenten, sondern auch ge-
genüber der Regierung war,

was wiederum zu einer signifi-
kanten Schwächung der Le-
gislative führte. Ende 2006
schlug Saakaschwili auf Druck
des Europarates eine Verfas-
sungsänderung vor, die im Fal-
le einer wiederholten Auflö-
sung des Parlaments zwin-
gend vorgezogene Präsident-
schaftswahlen vorsah.

Neben dieser Neujustie-
rung der Machtbalance, die
möglicherweise ein etwas „sta-
bileres” Parlament ermöglich-
te, wurden weitere Änderun-
gen verabschiedet, die den prä-
sidialen Einfluß im Parlament
weiter stärkten. Vor der Ver-
fassungsänderung 2006 soll-
ten die regulären Parlaments-
wahlen im Frühjahr 2008 und
die reguläre Präsidentschafts-
wahl im Herbst 2009 stattfin-
den. Mit der Änderung wur-
den die Wahlen zusammenge-
legt und sollten im Herbst
2008 durchgeführt werden.
Mit dieser Änderung verkürzte
Saakaschwili seine eigene
Amtszeit um einige Monate,
doch die Legislaturperiode des
Parlaments wurde um ein hal-
bes Jahr verlängert. Vor dem
Hintergrund, daß die Präsi-
dentenpartei, die die absolute
Mehrheit der Abgeordneten
stellte, von Tag zu Tag an Po-
pularität verlor und der Präsi-
dent vor den November-Er-
eignissen 2007 keine nen-
nenswerte Konkurrenz hatte,
sollte diese Entscheidung die
Wahrscheinlichkeit erhöhen,
daß bei zeitgleich stattfinden-
den Wahlen diejenigen, die für
Saakaschwili stimmten, ihr
Kreuzchen auch bei seiner Na-
tionalen Bewegung machen
würden.

Vor den Ereignissen im No-
vember 2007 war der Plan
Saakaschwilis und seiner Mit-
streiter also, eine noch größe-
re Machtfülle in der Hand des
Präsidenten zu konzentrieren.
Die parlamentarische Opposi-
tion wäre in eine notwendige
Dekoration verwandelt wor-
den, so daß das „demokrati-
sche Image” erhalten geblie-
ben wäre.

Nur am Rande: Während
Saakaschwili vor seinem Amts-
antritt als einer der schärfsten
Kritiker Präsident Scheward-

nadses aufgetreten war, als
dieser die Direktwahl der Bür-
germeister in den Verwaltungs-
zentren nicht zulassen wollte,
war die Idee einer Direktwahl
nach Saakaschwilis Machtan-
tritt vollends vom Tisch. Und
daß es nicht einmal ansatz-
weise kritische Anmerkungen
seitens des Westens zu den be-
schriebenen Verfestigungen
der Präsidialmacht gab, stimu-
lierte das Wachstum autoritä-
rer Tendenzen im Regierungs-
stil weiter.

Fortschritte
Die Stärkung der Präsidial-

macht hatte einige positive
Implikationen mit Blick auf die
Etablierung einer Finanzord-
nung im Lande, durch die die
Steuereinnahmen signifikant
erhöht wurden und in deren
Folge die Haushaltskrise über-
wunden werden konnte. Im
Ergebnis trug die Regierung
alle angehäuften Schulden bei
den Rentnern und den haus-
haltsabhängig Beschäftigten
ab. Bereits im Sommer 2004
führte dies zur Wiederauflage
des IWF-Programms, das 2003
aufgrund der extremen Kor-
ruption in der Schewardnad-
severwaltung auf Eis gelegt
worden war.

Neben anderen Leistungen
der postrevolutionären Regie-
rung muß man die qualitative
Verbesserung der kriminologi-
schen Situation betonen. Die
Festigung der Präsidialmacht
befähigte die Regierung, ei-
nen effektiven Kampf gegen
die Korruption in die Wege zu
leiten. In diesem Zusammen-
hang muß man die Auflösung
der Verkehrsmiliz erwähnen,
die seit der Sowjetzeit existiert
hatte, und den Neuaufbau ei-
ner Straßenpolizei, die der US-
„Road Police” nachempfunden
ist, in sehr kurzer Zeit. Infolge-
dessen konnte die schmähli-
che Praxis der Bestechung
entlang aller Straßen und Au-
tobahnen ausgerottet werden.

Der Kampf gegen die Kor-
ruption im Energiesektor er-
möglichte die Überwindung
der Energiekrise. Bereits im
Winter 2006/2007 erfreute
sich ganz Georgien einer hun-
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Der Westen wollte lange Zeit die autoritären Entwicklungen
im postrevolutionären Georgien unter Präsident Michail

Saakaschwili nicht zur Kenntnis nehmen. Dabei deuteten be-
reits seit 2004 viele Entwicklungen im wirtschaftlichen, politi-
schen und sozialen Bereich, also lange vor der gewaltsamen
Niederschlagung der Oppositionsproteste im November 2007
und den folgenden Wahlen, darauf hin, daß das Werte- und
Demokratieverständnis zwischen der georgischen Führung
und Teilen der Gesellschaft auseinanderklafften. Die Reaktion
der westlichen Staatengemeinschaft auf den georgisch-russi-
schen Krieg hat gezeigt, daß sie weiter geneigt ist, ihren Kurs
der Unterstützung der politischen Führung fortzuführen. Da-
mit aber nützt man nach Meinung von georgischen Analyti-
kern nicht der Demokratieentwicklung im Lande, sondern der
Verfestigung des autoritären Systems.



13

dertprozentigen Energiever-
sorgung.

Auch ist die Einführung des
landesweiten Tests für den Zu-
gang zur Hochschule hervor-
zuheben, der das alte korrupte
System der Zulassungsmoda-
litäten in jeder einzelnen
Hochschule ablöste.

Ein Zuwachs um 300 Pro-
zent bei den Haushaltseinnah-
men wurde im Ergebnis von
Antikorruptionsmaßnahmen
wie Verhaftung und Entlas-
sung ehemaliger Regierungs-
beamter und ihrer Angehöri-
gen für den „Preis der Freiheit”
erzielt. Offiziell wurde dies
propagiert als Rückgabe von
Geld und Besitz, die dem Staat
gestohlen worden waren. Die-
se Art von Staatseinnahmen
konnten nicht auf einer re-
gulären Basis erhoben werden,
es waren einmalige Zuführun-
gen an den Staatshaushalt. Im
optimalen Falle konnte man
den Hebel ein zweites Mal an-
setzen, doch dann mit deut-
lich weniger Wirkung. Die Re-
gierung eröffnete für diese
Gelder „außerbudgetäre Kon-
ten”, auf die diejenigen, die
der Korruption verdächtigt
wurden, gezwungen waren,
bestimmte Zahlungen zu lei-
sten, um sich ihre Freiheit zu
kaufen.

Die Auflegung eines breit
angelegten Privatisierungs-
programms sollte ebenfalls als
eine der Leistungen der Saa-
kaschwiliregierung betrachtet
werden. Und neben anderem
sind auch das beachtlich ver-
einfachte System der Lizenzie-
rung von Unternehmen und
die Senkung einiger Steuern
zu nennen.

Die Streitkräfte Georgiens
wurden radikal auf Kosten ei-
nes Verteidigungshaushaltes,
der durch die gestiegenen Ein-
nahmen gefüllt wurde, und
mit Unterstützung der USA
und anderer Nato-Mitglied-
staaten erneuert. Die Kampf-
bereitschaft wurde signifikant
verbessert. Georgische Trup-
pen, die im Ausland Dienst lei-
steten, erhielten gute Noten
von den Befehlshabern der
Antiterrorkoalition unter Füh-
rung der USA.

Essenz der 
Wirtschaftsreformen

Im postrevolutionären Ge-
orgien gewann der „Nördliche
Weg”, sprich Georgiens Inte-
gration in den russischen
Wirtschaftsraum, an Bedeu-
tung. Anatoli Tschubais, da-
mals noch Vorstandsvorsit-
zender der Vereinigten Ener-
giesysteme Rußlands („RAO
EES Rossija”) und bekannter
russischer Politiker, schrieb,
daß Rußland ein liberales Im-
perium im postsowjetischen
Raum errichten müsse. Das
Attribut „liberal” stand dafür,
daß das Imperium auf der
Wirtschaft und weniger auf
Zwang gründen sollte. Russi-
sche Unternehmen - staatli-
che wie private - sollten stra-
tegische Unternehmen der
ehemaligen Sowjetrepubliken
übernehmen, was in der lan-
gen Perspektive zur Wieder-
herstellung des Einflusses Mos-
kaus auf diese Länder führen
würde, so der Gedanke.

Rußland begann mit der
Umsetzung des Masterplans in
Armenien, das strategischer
Partner Moskaus in der Kauka-
susregion ist. Ende 2002, kurz
vor der Präsidentschaftswahl
in Armenien, die der sich er-
neut zur Wahl stellende Robert
Kotscharian gewann, wurde
die russisch-armenische Über-
einkunft „Schulden gegen An-
teile” wirksam. Anfang 2006
erhielt Rußland neue Anteile
strategischer Unternehmen im
Austausch dafür, daß die Gas-
preise für Armenien nicht er-
höht wurden. Da Rußland und
Armenien keine gemeinsame
Grenze haben und mit Blick
auf den eingefrorenen ar-
menisch-aserbaidschanischen
Konflikt ist Georgien der Keil
im Wirtschaftsraum zwischen
Rußland und Armenien. Wür-
de Georgien in das liberale Im-
perium einverleibt, wäre auch
das Schicksal Aserbaidschans
vorherbestimmt angesichts der
Tatsache, daß alle strategi-
schen Wirtschaftsprojekte Ba-
kus mit Georgien verbunden
sind.

Der erste Schritt zur Ein-
bindung Georgiens in das Netz
des Imperiums war die Über-

nahme der Anteile eines US-
Unternehmens an der AES Silk
Road durch „EES Rossija”. Die
neue georgische Regierung
unterstützte den Zugang rus-
sischen Kapitals in die georgi-
sche Wirtschaft während der
Privatisierung. Das beste Bei-
spiel war der Verkauf der ge-
orgischen Gold- und Erzberg-
werke sowie der angeschlosse-
nen Verarbeitungsfabriken an
„Starton Equities”, eine Toch-
tergesellschaft der russischen
Holding „Industrial Investors”.

Ermutigt durch die Affi-
nität der Regierung gegen-
über russischem Kapital ver-
kauften die Eigentümer der
„United Georgian Bank”, die
1995 privatisiert worden war,
die Bank an die russische
Wneschtorgbank, an der die
russische Regierung 99 Pro-
zent der Anteile hält. Dieser
Verkauf bedeutete die Ver-
staatlichung der „United Ge-
orgian Bank” durch die russi-
sche Regierung. Die Übernah-
me folgte kurz auf den Erwerb
der Armsberbank (der Spar-
kasse Armeniens) durch die
Wneschtorgbank.

Gasprom trat besonders
aggressiv auf. Der Konzern un-
ternahm mehrere Versuche,
die Pipeline über georgisches
Territorium, die Armenien und
Rußland verbindet, zu über-
nehmen. Ende 2005, Anfang
2006 verhandelte die georgi-
sche Regierung mit Gasprom
über den Verkauf der Pipeline.
Nicht klar ist allerdings, war-
um der Verkauf an den der
russischen Regierung gehö-
renden Gaskonzern Privatisie-
rung genannt wurde. Nach der
Intervention der USA wurden
die Verkaufsgespräche jedoch
abrupt abgebrochen, was die
russischen Pläne empfindlich
störte. Leider ist offensicht-
lich, daß Georgien als Teil des
liberalen Imperiums ausge-
wählt ist.

Nach der Rosenrevolution
ist auch der Zustrom kasach-
stanischen Kapitals in die ge-
orgische Wirtschaft bemer-
kenswert. Der Zugang staatli-
cher Unternehmen auf den
einheimischen Markt wurde
ebenfalls als Privatisierung
bezeichnet - vielleicht um für

die Regierung ein Reformimage
zu schaffen.

Einige Aktivitäten der Re-
gierung widersetzen sich jeder
Wirtschaftstheorie wie auch
dem gesunden Menschenver-
stand. Etwa die generöse Prä-
sidialinitiative im Sommer
2006, durch die 50 000 Perso-
nen in ein Beschäftigungspro-
gramm eingebunden werden
sollten. Die Idee war einfach.
Die Regierung forderte von
den Unternehmen, daß sie Ar-
beitslose drei Monate lang be-
schäftigen sollten. Dafür soll-
ten letztere je 85 Dollar pro
Monat aus dem Staatshaus-
halt erhalten. Anzumerken ist,
daß im Sommer 2006 mit der
Annahme des neuen Arbeits-
gesetzbuches die Arbeitslo-
senunterstützung in Höhe von
12,40 Dollar im Monat abge-
schafft worden war. Das neue
Programm kostete den Haus-
halt 12,7 Millionen Dollar. Im
Prinzip braucht ein Unterneh-
men, das expandieren will,
keine direkte Haushaltsunter-
stützung. Was die Regierung
hätte tun müssen, wäre gewe-
sen, für die Entwicklung von
Weiterbildungs- und Umschu-
lungsprogrammen zu sorgen.
Diese Pflicht hat sie sträflich
vernachlässigt.

Das Programm brachte nur
einigen wenigen Menschen
eine Arbeit. In den allermei-
sten Fällen wurde ein Deal
ausgehandelt. Die Unterneh-
men stimmten zu, irgendwel-
che Verträge zu unterzeich-
nen, in denen sie vorgaben,
daß sie jemanden beschäftig-
ten, der irgendeine Arbeit er-
ledigte. Eine solche Überein-
kunft machte die Arbeitslosen
glücklich, denn ein jeder er-
hielt für drei Monate Nicht-
stun 255 Dollar. Es gab aller-
dings auch Situationen, daß
Unternehmen dem Vertrags-
abschluß nur unter der Bedin-
gung zustimmten, daß die
„Beschäftigten” die staatliche
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Beschäftigungsunterstützung
mit ihnen teilten.

Der durchschnittliche An-
teil der Löhne an den Produk-
tionskosten liegt in Georgien
in der Regel bei zwanzig Pro-
zent. Die für Löhne bereitge-
stellten 12,7 Millionen Dollar
hätten also Produkte und
Dienstleistungen im Wert von
sechzig Millionen Dollar zum
Ergebnis haben müssen. Na-
türlich gibt es keine offiziellen
Statistiken zu den Ergebnissen
des Programms, doch wir kön-
nen davon ausgehen, daß
rund zehn Prozent der Ziel-
gruppe tatsächlich eingestellt
wurden. Das bedeutet, daß
12,7 Millionen Dollar aus dem
Haushalt ausgegeben wurden,
um Waren und Dienstleistun-
gen im Wert von sechs Millio-
nen Dollar zu produzieren.

Insgesamt kann man wer-
ten, daß die 12,7 Millionen
Dollar nichts anderes als eine
finanzielle Unterstützung der
Arbeitslosen waren. Die Sum-
me floß angeblich mit dem
Ziel in den Markt, Verbrauchs-
güter zu produzieren, da aber
weder Waren noch Dienstlei-
stungen produziert wurden,
war der einzige Beitrag, den
die Initiative leistete, eine Er-
höhung der Inflation. In der
Tat, jegliche Maßnahmen die-
ser Art, wie großherzig ihre
Ziele auch sein mögen, werden
nie zu den gewünschten Er-
gebnissen führen. Im Gegen-
teil. Sie führen im Verbund mit
ähnlich ausgerichteten Maß-
nahmen nur zur makroökono-
mischen Destabilisierung. Un-
glücklicherweise wurde ein na-
tionales Beschäftigungspro-
gramm eben dieses Typs auch
im Dezember 2007 für 100 000
Personen gestartet.

Die Deregulierung, wie die
Senkung der Zahl der Lizenzen
und Erlaubnisse, hat die ge-
setzlichen Möglichkeiten für
die Einmischung der Behörden
in die Wirtschaft und das Ge-
schäftsumfeld begrenzt. Die
Steuersenkung hat die Steuer-
last signifikant reduziert. Die
Reduzierung der Importsteuer
für Agrarprodukte und Bau-
materialien sowie die Ab-
schaffung der Importsteuer
für eine Reihe anderer Güter

haben das Land wettbewerbs-
fähiger gemacht.

Das neue Arbeitsgesetz-
buch ist „revolutionär”. Denn
die Rechte der Arbeitnehmer
wurden beschnitten, die der
Arbeitgeber aber substantiell
erweitert. 

Diese Art von Reformen
gleichen den südostasiatischen
(Hongkong und Singapur) und
den anglopazifischen (Austra-
lien, Neuseeland, USA und Ka-
nada) Wirtschaftsmodellen. Es
sollte also keine Überraschung
sein, wenn die georgischen
Reformen erst Richtung Osten
gehen. Wir gehen über Süd-
ostasien, Australien und Neu-
seeland Richtung amerika-
nisch-kanadisches Modell.

Ein Umstand, der gesondert
diskutiert werden sollte, ist,
daß alle Reformen mit einer
Art von Krankheit assoziiert
werden, die als „Ratingmanie”
bezeichnet werden könnte.

Nach der Veröffentlichung
der Ratingliste der Weltbank
„Doing Business” 2006, nach
der Georgien einen beeindruk-
kenden Sprung von Platz 112
auf Platz 37 gemacht hatte,
kündigte die Regierung an,
daß das Ziel für 2007 sei, das
Land unter die zwanzig Top-
Länder der Weltbankliste zu
bringen. Tatsächlich fand sich
Georgien auf Platz 18 wieder,
wobei anzumerken ist, daß die
vier ersten Plätze von Sin-
gapur, Neuseeland, den USA
und Hongkong besetzt wer-
den.

Doch die Regierung sollte
um das öffentliche Wohl und
die Prosperität des Landes be-
müht sein und sich weniger
um die Plätze auf irgendwel-
chen Ratinglisten sorgen. Und
wenn ein Rating, dann sollte
man dem Economist Intelli-
gence Unit Quality of Life Index
und dem Index der menschli-
chen Entwicklung der UNDP,
wo Georgien nur auf den Plät-
zen 87 respektive 96 rangiert,
mehr Aufmerksamkeit schen-
ken.

Rückschritte
Zu den negativen Folgen

der Stärkung der Präsidial-
und der Schwächung der Par-

lamentsmacht müssen wir auf
das intensive Gefühl der
Straflosigkeit in den Reihen
der Regierungsvertreter ver-
weisen, das sich in erster Linie
in einer Respektlosigkeit ge-
genüber der Oberhoheit der
Gesetze ausdrückte. Humori-
stisch wird das geschwächte
Parlament als „Anwalt der Re-
gierung” bezeichnet. Das Ge-
richtswesen hat sich zu einem
Anhängsel der Generalstaats-
anwaltschaft und der Regie-
rung insgesamt verwandelt.

Die Kontrolle der Regierung
über die Medien, vor allem die
Fernsehsender, kennt keinen
Vergleich. Die unabhängigen
Sender „Kanal 9” und „Iberia”,
später „202” und beliebte Zei-
tungen wie „Dilis Gaseti” und
„Mtavari Gaseti” wurden be-
reits kurz nach der Rosenrevo-
lution geschlossen. Die po-
pulären Privatsender „Rusta-
wi-2” und „Mze” gerieten voll-
ständig unter staatliche Kon-
trolle. Leider blieb das alles
unbemerkt von den westli-
chen Freunden des georgi-
schen Präsidenten.

Die Redundanz der Regie-
rung ging einher mit schwer-
wiegenden Fehlern bei Perso-
nalentscheidungen und in der
institutionellen Politik. In den
Regierungsbehörden wurde
die Mehrheit der erfahrenen
Mitarbeiter entlassen, in der
Regel unter Verletzung der
Gesetze. Ersetzt wurden sie
durch junge Menschen, die ir-
gendeine Art von „internatio-
nalem Training” erhalten hat-
ten. Im Ergebnis sucht man in
den Ministerien und Abteilun-
gen vergeblich nach erfahre-
nem Personal, was zum Verlust
des wichtigen „institutionel-
len Gedächtnisses” führt.

Die Fehler der Macht bei
der Reorganisation der Mini-
sterien wurden begleitet von
der Unprofessionalität vieler
„postrevolutionärer” Minister.
Das sprechendste Beispiel von
mangelnder Professionalität
war nach Verhängung des Im-
portverbots für Wein und Mi-
neralwasser seitens Rußlands
die Beauftragung des Vertei-
digungsministers im Frühjahr
2006 mit der Propagierung
georgischen Weins im Aus-

land. Andere Beispiele waren
die Abschaffung des staatli-
chen Antimonopoldienstes En-
de 2004 und die präsidiale In-
itiative im Herbst 2007, den
Innenminister (verantwortlich
für Polizei und nationale Si-
cherheitskräfte) als Verant-
wortlichen für die Antimono-
polregulierung zu berufen.

Die Revolutionswelle gab
der Regierung „Mut”, einige
Ministerien und Behörden um-
zustrukturieren. Vor allem das
Staatliche Statistikamt, das
zuvor unabhängig, aber dem
Präsidenten rechenschafts-
pflichtig war, wurde Opfer der
revolutionären Reorganisati-
on. Es wurde in das Ministeri-
um für wirtschaftliche Ent-
wicklung eingegliedert. Im Er-
gebnis spielt die georgische
Statistik heute dieselbe Rolle
wie zur Sowjetzeit: Dem Amt
wurde die politische Funktion
zugewiesen, jährlich wach-
sende Wirtschaftszahlen zu
verkünden. Eines der beach-
tenswertesten Beispiel, wie das
Statistikamt politische miß-
braucht wird, war die Infor-
mationspanne im August 2006.
In seinen Periodika erklärte
das Statistikamt, daß die In-
flation im Juli 14,5 Prozent er-
reicht habe, was Kritik des In-
ternationalen Währungsfonds
(IWF) an der Regierung her-
vorrief. In Reaktion auf diese
Kritik fand die georgische Re-
gierung ein „ideales Heilmit-
tel”: Der Leiter des Statistik-
amtes wurde sogleich entlas-
sen, und sein Nachfolger kor-
rigierte den Anweisungen der
Regierung folgend die Inflati-
onsrate bis auf 9,2 Prozent im
Dezember nach unten. Der
IWF blieb auf beiden Augen
blind. 

Man muß auch die Wege
der Transformation der Kor-
ruption im postrevolutionären
Georgien betrachten. Die au-
ßerbudgetären Konten, auf die
die Gelder „für den Preis der
Freiheit” der Angeklagten flos-
sen, wurden schon vorgestellt.
Natürlich konnte es keine
Transparenz hinsichtlich der
Verausgabung der Mittel die-
ser Konten geben. Aber das
Problem wurde noch schwer-
wiegender, als die Regierung
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begann, die Konten auch mit
„freiwilligen Beiträgen” von
Geschäftsleuten und Unter-
nehmern zu füllen. Während
die vorrevolutionären Funk-
tionäre ihre Taschen für direk-
te Bestechungsgelder weit ge-
öffnet hielten, so hatten die
postrevolutionären Nachfol-
ger die Taschen geschlossen,
dafür aber Konten eröffnet.
Der IWF ignorierte diese Kon-
ten anfänglich in der irrigen
Annahme, daß für die Korrup-
tionsbekämpfung alle Mittel
zulässig sind. Offenbar hatte
man dort die einfache Wahr-
heit vergessen, daß ein frucht-
bares Umfeld für Korruption
geschaffen wird, wenn man
diese mit den Mitteln der Kor-
ruption bekämpft. Später im
Frühjahr 2006 wurden diese
Konten auf Druck des IWF ge-
schlossen.

Der mangelnde Respekt der
Regierung gegenüber der Ver-
fassung und den Gesetzen
zeigte sich auch im Prozeß der
Privatisierung öffentlichen Ei-
gentums. Unter Umgehung
der Gesetze oder besser in
vollständiger Verletzung die-
ser tauchten viele Neubesitzer
gleichsam aus dem Nichts auf.
Doch auch der Prozeß der Ent-
privatisierung nach der Ro-
senrevolution gibt Anlaß zur
Sorge. Entprivatisierung be-
deutet im georgischen Kon-
text, daß Wirtschaftsobjekte,
die bereits privatisiert waren,
den Eigentümern gewaltsam
genommen und erneut zur
Privatisierung angeboten wur-
den. In diesen Prozeß waren
die Rechtschutzbehörden und
vor allem die Generalstaatsan-
waltschaft und das Innenmi-
nisterium eingebunden, die auf
die Eigentümer Druck ausüb-
ten, ihren Besitz „freiwillig
zum Wohle der Regierung”
zurückzugeben. Zugleich gibt
es keine Garantie, daß nicht ir-
gendwann in der Zukunft die
Notwendigkeit einer „Entpri-
vatisierung” erneut auf die Ta-
gesordnung kommt. Das reale
Ziel der Regierung war die
Umverteilung des Eigentums
im Sinne der neuen Elite.

Auch muß man Sorge ha-
ben angesichts anderer Bei-
spiele der Nichtachtung der

Eigentumsrechte seitens der
Regierung. Dazu zählen etwa
außergerichtliche Entschei-
dungen, vor der Rosenrevolu-
tion gebaute Wohnhäuser in
Privatbesitz zu zerstören, un-
geachtet der Vorlage aller Do-
kumente über die Eigentums-
zertifizierung und die Legiti-
mität des Baus. Das einzige Ar-
gument der Regierung zur
Rechtfertigung dieser Zer-
störung war der Wunsch, das
„Stadtbild” zu verschönern.
Daß damit die Eigentumsrech-
te gröblich mißachtet wurden,
schien die Regierung nicht zu
stören. Paradoxerweise war
dieser offensichtliche Mangel
an Respekt gegenüber den Ei-
gentumsrechten der Bürger
nie Anlaß westlicher Kritik.
Wie gesagt, in der Ratingliste
2007 der Weltbank rückte Ge-
orgien mit Blick auf „Doing
Business” auf Platz 18 vor, was
an und für sich wenig Vertrau-
en weckt.

Vor dem Hintergrund des
erfolgreichen Kampfes gegen
die Massenkorruption bleibt
das Problem der Korruption
der Elite, darunter hochrangi-
ger Regierungsvertreter, un-
berührt und ungelöst. Diese
mißbrauchen einerseits Haus-
haltsmittel in Verletzung aller
Regeln und bei absoluter
Straflosigkeit zu ihrem eige-
nen Wohle und mißbrauchen
ihren offiziellen Status zu-
gleich, um favorisierte Unter-
nehmen „unter ihren Schutz”
zu nehmen. Das sprechendste
Beispiel ist der 2007 zurückge-
tretene Verteidigungsminister
Irakli Okruaschwili, der der
Korruption angeklagt wurde,
als er das Regierungsboot ver-
lassen hatte und in scharfe
Opposition zum Präsidenten
gegangen war. Dieses Beispiel
lehrte zugleich sämtliche Mit-
glieder des Kabinetts und der
Parlamentsmehrheit, daß nie-
mand sicher sein kann, daß
seine Korruptionssünden nicht
aufgedeckt werden, sollte er in
Opposition zur Macht gehen.
Zugleich zeigt die Okruaschwi-
li-Geschichte, wie „effektiv”
die Saakaschwiliadministrati-
on darin ist, den Kampf gegen
politische Gegner zu führen.
Solange Okruaschwili in der

Regierung war, wurde er von
Saakaschwili als „idealer Mini-
ster” und als vorbildhaft für
andere Regierungsmitglieder
dargestellt. Nachdem er sei-
nen Rücktritt erklärt hatte,
entschied man sich zunächst,
seinen Rückzug nicht zu kom-
mentieren. Erst als er öffent-
lich seine politischen Ambitio-
nen verkündete, wurde er der
Korruption angeklagt.

In den Kontext der be-
schriebenen negativen Folgen
der Regierungsaktivitäten pas-
sen auch die vielfältigen Ver-
letzungen der Menschenrech-
te, darunter Morde an jungen
Menschen durch die Polizei,
wobei die Täter, wie in der
breiten Öffentlichkeit ge-
glaubt wird, nicht bestraft
wurden. Diese und andere Ver-
letzungen wurden detailliert
im Bericht des Menschen-
rechtsbeauftragten Georgiens
aufgelistet, und sie scheinen
für niemanden eine Überra-
schung gewesen zu sein. Bis in
die jüngste Zeit war die Kritik
des Westens an diesen und
vielen anderen Fakten so vor-
sichtig, daß Saakaschwili und
seine Mannschaft keinen
wirklichen Grund hatten, auch
nur einen ernsthaften Schritt
zu unternehmen, um diese
Mißstände und Fehler zu be-
seitigen, ganz zu schweigen
von den Fehlern, die früher
begangen wurden.

Schlußfolgerung
Während alle Leistungen

der Saakaschwilimannschaft
enthusiastisch von den Füh-
rern der westlichen Staaten
und internationaler Organisa-
tionen gefeiert wurden, waren
ihre Fehler im besten Falle An-
laß zur vorsichtigen Kritik.
Dies läßt natürlich die Frage
aufkommen, warum der We-
sten die Augen vor all den
schweren Fehlern verschloß.

Daß der Westen sich von
Saakaschwili „blenden” ließ,
war erstens der Tatsache ge-
schuldet, daß er vom ersten
Moment an als Beispiel eines
erfolgreichen postsowjetischen
Führers mit westlicher Univer-
sitätsbildung wahrgenommen
wurde. Zudem gelang es ihm,

durch seine vielen leiden-
schaftlichen Reden und Inter-
views im Westen ein Bild von
sich als eines Anwaltes demo-
kratischer Werte, der Men-
schenrechte und der Markt-
wirtschaft aufzubauen. Es ist
wichtig anzumerken, daß an-
ders als seine für das westliche
Publikum bestimmten Reden
seine öffentlichen Auftritte in
Georgien insbesondere nach
seinem Machtantritt eindeutig
und vornehmlich aggressiv ge-
gen das eigene Volk waren. Ei-
nes der typischsten Beispiele
will ich nennen: in einer Rede
im georgischen Fernsehen be-
zeichnete er die ältere Gene-
ration der Gelehrten und Per-
sönlichkeiten des öffentlichen
Lebens in Georgien als Men-
schen, die man „herunter-
spülen” müsse. Diese Art der
Verbalaggression in Kombina-
tion mit den negativen Folgen
des Regierens trugen langsam
zur Haltung der Fachleute bei,
daß die Macht in Georgien au-
toritär ist und die keimhaften
demokratischen Elemente Tag
für Tag geschwächt werden.

Die offiziellen Erklärungen
der georgischen Führung mit
Blick auf den Beitritt zur Nato
und zur EU, die Teilnahme ge-
orgischer Streitkräfte an der
Antiterrorkoalition im Irak
und an den Friedenstruppen
im Kosovo und in Afghanistan
wurden als Beweis der pro-
westlichen Orientierung der
Revolutionsregierung betrach-
tet. Doch sei angemerkt, daß
ähnliche Erklärungen bereits
von der Schewardnadseregie-
rung gemacht wurden und die
ersten Militärmissionen ins
Kosovo und in den Irak vor der
Rosenrevolution auf den Weg
gebracht wurden.

Der Westen mochte auch
die eindeutig antirussische
Rhetorik Saakaschwilis, die
sich in scharfer, manchmal so-
gar zynischer Kritik an der
höchsten Staatsführung Ruß-
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Wenn wir den Blick zurück-
wenden und die Saakaschwi-
li-Präsidentschaft mit immer
wieder wechselnden Regie-
rungsmannschaften betrach-
ten, kommt Ihnen dann der
Gedanke, daß der Weg hin zur
militärischen Konfrontation
voraussagbar und unabwend-
bar war?

Das ist eine trickreiche Fra-
ge. Denn natürlich wäre die
Eskalation zu vermeiden ge-
wesen. Die Diplomatie ist die
Kunst, solche Entwicklungen,
ja, das Schlimmste wie gerade
einen Krieg zu verhindern. Es
war also ein Versagen, dessen
Zeugen wir wurden und sind.
Das unabhängige Georgien,
als ein sehr kleines Land, war
sich stets sehr bewußt, daß in
der heutigen Etappe die größ-
te Bedrohung von Rußland
kommen könnte – zu anderen
Zeiten gab es andere Bedro-
hungen, andere Feinde. Der
Hauptfokus aller Bemühun-
gen war, gerade zu verhindern,
daß sich diese Bedrohung ma-
nifestiert. So habe ich es auch
in meinem Amt als Außenmi-
nisterin versucht. Ich habe zu-
gleich versucht, zu so norma-

len Beziehungen wie möglich
mit Rußland zurückzukehren,
ohne dabei unsere erklärte
westeuropäische Orientierung
zu verraten. Ich denke, damals
wäre die Normalisierung mög-
lich gewesen, in der Zukunft
wird dies ungleich schwieriger
sein. Konkret ist es heute un-
möglich, denn Georgien be-
findet sich in einer wirklich
kritischen Situation. Vielleicht
beantwortet dies Ihre Frage,
aber dies führt uns natürlich
zu anderen Fragen.

Ja, wie etwa zu der Frage
der unmittelbaren Verantwor-
tung. 

Es ist noch zu früh, diese
Frage zu stellen, allerdings
werden wir Antworten geben
müssen, wenn wir wieder zu
einer halbwegs normalen Si-
tuation im Lande zurückge-
kehrt sind, das heißt zu einer
demokratischen Gesellschaft,
die ihre eigenen Fehler offen
und ehrlich diskutieren kann.
Und wenn wir die Frage der
unmittelbaren Verantwortung
betrachten, kommen wir viel-
leicht zu der Erkenntnis, daß
sie verknüpft ist mit der Tatsa-
che, daß Georgien bereits vor
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lands manifestierte. Wenig
Aufmerksamkeit aber wurde
der Tatsache geschenkt, daß
Georgien nach der Rosenrevo-
lution die Türen weit für das
russische Kapital öffnete, des-
sen Interessen an Georgien in
keiner Weise gesunken sind,
ungeachtet des von Rußland
verhängten Embargos gegen
georgische Exporte seit Früh-
jahr 2006. Gleichzeitig trug
die unverhohlene Ablehnung
der georgischen Regierung
und Saakaschwilis persönlich
seitens des Kreml in Kombina-
tion mit offenen Aggressionen
gegenüber Georgien zur stei-
genden Unterstützung Geor-
giens seitens des Westens bei.
Und diese war schon vor der
Rosenrevolution extensiv.

Georgiens prowestlicher
und antirussischer Kurs war
vielleicht der Hauptgrund, daß
der Westen alle negativen
Entwicklungen im Lande igno-
rierte. Und wie es scheint, hat
dies die Regierung als erste er-
kannt. Vor allem nach dem Be-
such von US-Präsident George
Bush im Mai 2005 wies das
Verhalten der georgischen Füh-
rung Symptome eines „Verge-
ben- und Vergessen-Syndroms”
auf: man glaubte, daß der Be-
such selbst nicht nur von
Nachsicht und Entlastung für
bereits verübte antidemokrati-
sche Aktionen, sondern auch
für solche in der Zukunft zeuge.

Die georgische Erfahrung
lehrt, daß eine prowestliche
und antirussische Orientie-
rung keine Garantie für eine
demokratische Entwicklung ist.
Nach dem 7. November 2007
zirkulierte ein zynischer Aus-
spruch unter den Bürgern der
Hauptstadt: „Regt mich nicht
auf, während ich die Demo-
kratie aufbaue, sonst bringe
ich euch alle um.”

Die georgische Erfahrung
zeigt auch, daß der Westen
mindestens zwei Standards an
Demokratie anlegt: den einen
für sich selbst, den anderen für
Länder wie Georgien. Letzterer
gleicht eher dem Autoritaris-
mus denn der Demokratie. Mit
diesem Herangehen erzeugt
der Westen - vielleicht unbe-
wußt - mit Blick auf die pro-
westliche Orientierung ein ne-

gatives Gefühl in der öffentli-
chen Wahrnehmung. Denn
diese Orientierung wird fäl-
schlicherweise als das Streben,
den Autoritarismus zu unter-
stützen, wahrgenommen.

Um sein eigenes Image und
das Georgiens zu retten, trat
Saakaschwili im November
2007 zurück und setzte vorge-
zogene Präsidentschaftswah-
len für den 5. Januar 2008 an.
Am 21. Mai 2008 wurde auch
das neue Parlament gewählt.
Im Laufe des Präsidentschafts-
wahlkampfes war offensicht-
lich, daß Saakaschwili die ad-
ministrative Ressource in sei-
nem eigenen Interesse nutzte,
er gab Anweisungen an die
Regierung, als sei er noch im
Amt, erschien bei öffentlichen
Zeremonien und ähnliches.
Mit Blick auf die Bedingungen
waren es alternative Wahlen,
es gab kaum Zwischenfälle.
Bei der Auszählung erhielt
Saakaschwili wenige Prozent
mehr als die benötigten fünf-
zig Prozent, um eine zweite
Runde zu vermeiden. Seine
Partei erlangte die überwälti-
gende Mehrheit der Sitze im
Parlament. Die internationa-
len Beobachter qualifizierten
das Wahlumfeld und die
Durchführung der Wahlen als
gültig. Einheimische Beobach-
ter aber haben ernste Vorbe-
halte mit Blick auf die Trans-
parenz und die Ehrlichkeit der
Stimmenauszählung. Die Op-
position protestiert nach wie
vor gegen die Ergebnisse.

Allerdings von nicht min-
derer, wenn nicht größerer Be-
deutung für Georgien ist die
Nachkriegszeit. Die Heraus-
forderung heute ist, daß das
Land nicht hin zum russischen
Modell der „souveränen” oder
„kontrollierten” Demokratie
abrutscht, unter dem die rus-
sische Führung versucht, ihre
autoritäre Herrschaft zu ver-
stecken. Hier ist der Westen
unentbehrlich. Es ist zu hof-
fen, daß er nicht länger gewillt
ist, Georgiens Präsidenten und
Parlament blind zu vertrauen.

Vladimer Papava, 
Stiftung für Strategische und 

Internationale Studien, ehemaliger
Wirtschaftsminister, ehemaliger

Abgeordneter, Tbilissi 
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„Diplomatie ist die 

Kunst, das Schlimmste

zu verhindern”

Interview mit 
Salome Surabischwili

Diplomatie ist die Kunst, das Schlimmste zu verhindern, so
die Haltung der Vorsitzenden der Oppositionspartei „Ge-

orgiens Weg” und ehemalige Außenministerin Georgiens Sa-
lome Surabischwili. Der Krieg zwischen Georgien und Rußland
war also Ausdruck des Versagens, dabei nicht nur der georgi-
schen Seite, sondern auch der westlichen Partner, die ihre Au-
gen vor den undemokratischen Tendenzen im Lande ver-
schlossen haben. Die innenpolitische Entwicklung wird derzeit
zum Großteil von äußeren Faktoren bestimmt, da alles vermie-
den werden muß, was den Russen in die Hände spielen könnte.


